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Rebellion und Putschversuch in der

Cote d’Ivoire

Westafrika vor seiner groRten Herausforderung

Andreas Mehler

Steht die einst als Insel der Stabilitidt gepriesene Cote d’Ivoire vor einem Biirgerkrieg,
droht ein gewaltsamer Machtwechsel, ein Zuriick in die Autokratie oder gar die
Spaltung? Versinkt die gesamte westafrikanische Kiistenregion in einer Auseinander-
setzung zwischen christlich geprigten Kiistenzonen und islamischem Hinterland? Wie
positionieren sich internationale Akteure? Der entbrannte Konflikt in Cote d’Ivoire

wirft eine Reihe von Fragen auf, die wohl erst in einigen Wochen beantwortet werden
konnen. Eine Analyse der Ereignisse zeigt aber, daR die Rebellion nicht spontanen
Charakters ist, sondern Ergebnis von fiinf langfristigen Entwicklungstrends, die sich

nicht kurzfristig umkehren lassen.

In der Nacht zum 19. September 2002 tiber-
fielen einige Hundert Bewaffnete gleich-
zeitig wichtige Kasernen in der ivorischen
Metropole Abidjan, in Bouaké (Zentrum)
und Korhogo (Norden) sowie die Privat-
héduser der beiden starken Minner der
wichtigsten Regierungspartei FPI: Verteidi-
gungsminister Lida Kouassi konnte sich
verstecken, Innenminister Boga Doudou
kam durch Schiisse zu Tode. Der ehemalige
Militardiktator Robert Guéi, den Teile der
Offentlichkeit als Verantwortlichen fiir
diesen neuen Putschversuch ansahen,
wurde - vermutlich von Gendarmen am
Tag danach - in einem Racheakt erschos-
sen. Wihrend loyale Truppen die Lage in
Abidjan in den Griff bekamen, blieb die
zweitgrofRte Stadt des Landes, Bouaké, trotz
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offenbar heftiger Kimpfe — eine erste Bilanz
geht von ca. 400 Toten aus - in der Hand
der Rebellen. Allmdhlich fanden die
Rebellen Unterstiitzung in zahlreichen
Stadten der nordlichen Landeshdlfte.
Prédsident Laurent Gbagbo befand sich
zum Zeitpunkt der Rebellion auf einem
offiziellen Besuch in Italien. Dieser Um-
stand 143t ebenso wie gute Organisation
und Ausristung der Rebellen darauf
schliefRen, daR es sich nicht um eine spon-
tane Meuterei unzufriedener, von einer
bevorstehenden Demobilisierung bedrohter
Truppen handelte, sondern um einen sorg-
filtig geplanten Putschversuch. In Verdacht
gerieten nun auch die Nachbarldnder Libe-
ria und vor allem Burkina Faso. Burkinas
Prédsident Compaoré genief3t aufgrund
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Wichtigste
politische Parteien

FPI Front Populaire
Ivoirien
Parteivorsitzender:
Laurent Gbagbo
(Staatsprésident)

PDCI Parti Démocra-
tique de Cote d’Ivoire
Parteivorsitzender:
Henri Konan Bédié

RDR Rassemblement
Démocratique Répu-
blicain
Parteivorsitzender:
Alassane Dramane
Ouattara

SWP-Aktuell 39
Oktober 2002

seiner »risikofreudigen« AuRenpolitik (Ver-
wicklung in den Biirgerkrieg in Liberia und
Sierra Leone, Beteiligung an der »Wasche«
angolanischer Blutdiamanten etc.) einen
zweifelhaften Ruf. Er hatte einigen der am
Putsch beteiligten ivorischen Unteroffiziere
schon einmal Zuflucht gewdhrt, als sie
unter Putschverdacht geraten waren.
Beweise fiir eine direkte AuReneinwirkung,
die fiir die Anforderung von Hilfe im Rah-
men eines Verteidigungsabkommens mit
Frankreich Bedingung ist, blieb die Regie-
rung in Abidjan jedoch zunéchst schuldig.
Dennoch l8sten schon die ersten ent-
sprechenden Gertichte fremdenfeindliche
Racheakte in den Armenvierteln Abidjans
aus. Sie fithrten auch zur Zerstérung der
Privatvilla des ehemaligen Premier-
ministers Quattara, der als wichtigster
Gegenspieler Gbagbos gilt, sich aber offi-
ziell von den Rebellen distanzierte. Der
Streit um Ouattaras Nationalitit (Burki-
nabe oder Ivorer?) und die Frage seiner
Waihlbarkeit hatten das Land tiber die letz-
ten Jahre und besonders seit Anfang 2000
gespalten.

Angesichts der eskalierenden Lage eva-
kuierten franzosische und US-Truppen
eigene Staatsangehorige. Paris belief seine
Truppen anschliefRend vor Ort und sicherte
den Regierungstruppen logistische Unter-
stiitzung zu. Die westafrikanische Staaten-
gemeinschaft ECOWAS wurde ebenfalls
aktiv. Auf einem Gipfeltreffen in Accra be-
schlossen die Staatschefs die Einrichtung
einer Verhandlungsmission, die einen Waf-
fenstillstand aushandeln soll. Im Bedarfsfall
sollen 4000 Peacekeeper mobilisiert wer-
den. Unterstiitzung erfuhr die ivorische Re-
gierung von zahlreichen Regierungen und
der African Union. Mit seiner Ablehnung
eines Waffenstillstands (6.10.2002) briis-
kierte Gbagbo die ECOWAS-Mission und
koénnte sich so in die Isolation manévrieren.

Riickblick: Zwischen
Weihnachtsputsch und »Belgrad«
Nach umstrittenen Wahlen 1995 war die
seit der Unabhingigkeit herrschende PDCI

unter Bédié immer mehr in Korruption
und ethnisch-regionale Ausgrenzung ab-
geglitten. Gemdf} der ultranationalen
Doktrin der »Ivoirité« gab es Staatsblirger
erster und zweiter Klasse; in die zweite
Klasse wurden die Angehorigen der nord-
lichen, muslimischen Ethnien (Sammel-
begriff »Dioulac) eingeordnet, deren eth-
nische Identitdt mit derjenigen von Bevol-
kerungsgruppen aus Mali und Burkina Faso
libereinstimmte. Ouattara, ehemals stell-
vertretender IWE-Direktor, schwang sich
zum Sprachrohr der Marginalisierten auf.

An Weihnachten 1999 putschte der ehe-
malige Generalstabschef Guéi, Bédié floh
aulder Landes. General Guéi, ein neuer
Faktor im Machtpoker, entwickelte schnell
Gefallen am Regieren. In seine Amtszeit
fallen schwerwiegende Menschenrechts-
verletzungen, eine sichtbare Auflésung der
Disziplin der Soldaten und weitere Putsch-
versuche. In der Ubergangsregierung des
Generals waren zunéchst beide Ex-Oppo-
sitionsparteien vertreten. Die RDR wurde
dann aber abgedrdngt, ihr Kandidat
Ouattara aufgrund formaler Kriterien
von Wahlen ausgeschlossen.

Damit standen sich Gbagbo und Guéi im
Oktober 2000 bei den Wahlen gegentiber.
Gbagbos FPI befiirchtete in dieser Situation
(nach ihren Erfahrungen bei den Wahlen
1990 und 1995), erneut Opfer von Mani-
pulationen zu werden. Am Vortag der
Wahlen rief Gbagbo seine Anhédnger auf, im
Falle von Wahlbetrug strategische Positio-
nen in der Metropole zu besetzen. Als am
Morgen nach der Wahl Manipulationen
ruchbar wurden, war eine breite Erhebung
in Abidjan die Folge, der die Junta gewalt-
sam zu begegnen trachtete. Letztlich
setzten sich die FPI-Demonstranten mit
Hilfe der sympathisierenden Gendarmerie
durch. Guéi sah sich zur Flucht gezwungen.
Es folgten die eher im Vorfeld erwarteten
RDR-Demonstrationen, die nun den Sieg
Gbagbos anfochten. Bei blutigen Auseinan-
dersetzungen zwischen FPI-Anhdngern und
Gendarmerie einerseits und RDR-Anhéan-
gern andererseits sowie regelrechten Po-
gromen gegen »die« Dioula wurden nach



offiziellen Angaben 171 Menschen getotet.
Am schockierendsten wirkte die Entdek-
kung eines Massengrabes, das 51 Leichen
barg. Augenzeugen machten die Gendar-
merie fiir den Massenmord verantwortlich,
manche beschuldigten aber auch die FPI
selbst. Auf der Gegenseite hatte die RDR
ebenfalls auf die Gewalt der StrafRe gesetzt,
um Gbagbo schnellstmoglich von der
Macht zu vertreiben. Diese Vorgénge tiber-
schatteten die durchaus beispielhafte Ent-
machtung Guéis nach Belgrader Muster.

Das Jahr 2001 begann mit einem Putsch-
versuch, der nur mit Mithe abgewendet
werden konnte. Die anschlieRenden Verséh-
nungsbemiihungen endeten in einem
»Forum de Réconciliation Nationale«. Ak-
zeptable Kommunalwahlen bestétigten die
fast gleichwertige Dominanz der drei gro-
Ren Parteien — der ehemaligen Staatspartei
PDCI, der neuen Regierungspartei FPI und
der RDR Ouattaras. Die Gebergemeinschaft
honorierte die Konsolidierungsanstrengun-
gen Gbagbos mit zahlreichen Hilfszusagen.
Mit der Bildung einer breit angelegten
Regierung Anfang August 2002 - unter Ein-
schlufy von RDR und PDCI - schien der Weg
zur Stabilisierung geebnet. Auch die 6ffent-
lichen Finanzen schienen sich zu erholen.
Doch dann folgte der Putsch.

Lingerfristige Dynamiken

Die jiingste Zuspitzung der Lage in der
Cote d’Ivoire beruht auf fiinf linger-
fristigen dynamischen Entwicklungen:

1. Der schleichende Staatszerfall, dessen
erste Symptome sich in den spéten acht-
ziger Jahren zeigten: als Folge der welt-
marktinduzierten Wirtschaftskrise
schrumpfende Moglichkeiten der Staats-
fiihrung, die Elite durch Patronage an sich
zu binden, Zusammenbruch wohlfahrts-
staatlicher Einrichtungen, 6ffentliche Un-
sicherheit und Verlust des Gewaltmonopols
in den neunziger Jahren. In diesem Sinne
wirken die jiingsten Gewaltausbriiche als
Katalysatoren des Zerfallsprozesses.

2. Die wahrnehmbare Spaltung des Landes
entspricht der Trennungslinie zwischen

den von politischen Unternehmern mobili-
sierten Identitdten: Die beiden ersten
Staatsprédsidenten prdsentierten die Cote
d’Ivoire stets als christliches Land, den
hohen Anteil der Muslime an der Gesamt-
bevolkerung ignorierend. Die religidse Kon-
fliktlinie entwickelte sich im Zeitalter des
Parteienpluralismus zu einer regionalen
Frontstellung, als OQuattara mit der RDR die
Grindung einer regional ausgerichteten
Oppositionspartei betrieb. Schliellich
initiierte Bédié die »Ivoirité«-Kampagne:
Einzelnen ortlichen Pogromen gegen Ein-
wanderer aus dem Sahel (ein Drittel der
Bevolkerung sind Gastarbeiter!) schon seit
1995 folgten seit Ende 1999 eine extreme
Polarisierung der veroffentlichten Meinung
und nun zum zweiten Mal biirgerkriegs-
dhnliche Zustéinde.

3. Die inneren Widerspriiche des »ivorischen
Wunders« der siebziger Jahre treten immer
offener zutage: schockanfillige Abhdngig-
keit vom wichtigsten Exportgut Kakao,
Aufbau einer Rentendkonomie als Gegen-
stliick zum politischen Neopatrimonialis-
mus, Abhdngigkeit von Arbeitsmigranten,
Zerstorung des Okosystems Wald im Zuge
von Pflanzungen oder forstwirtschaftlicher
Ausbeutung. Die internationalen Rettungs-
versuche durch Strukturanpassungs-
programme seit den achtziger Jahren
hatten keine Chance, weil sich die reform-
feindlichen Eliten verweigerten. Der Staat
verlor Ende der neunziger Jahre das
Vertrauen der Geldgeber — und die Moglich-
keit, seine Angestellten zu bezahlen. Das
Schliisseljahr 2000 kann als Katalysator der
Wirtschaftskrise angesehen werden, da zu
den Reformblockaden nun die Suspendie-
rung internationaler Hilfe und eine deut-
liche Zuriickhaltung verbleibender Investo-
ren trat. Der Konsolidierungskurs der Regie-
rung Gbagbo wurde zwar von den Gebern
honoriert, die langsam angelaufene Riick-
kehr der Auslandsinvestoren wird mit der
neuerlichen Krise aber gestoppt sein.

4. Strikt politisch gesehen ist das Land mit
den Konsequenzen einer spdten und gewalt-
samen demokratischen Transition konfrontiert.
Nach einer ersten Liberalisierung im Jahre
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1990 (Zulassung des Mehrparteiensystems)
konnte das PDCI-Regime seine Gegner lange
in Schach halten, ohne weitergehende
politische Reformen einzuleiten; es tiber-
lebte sogar eine ernsthafte Nachfolgekrise,
die mit dem Tod des ersten Prdsidenten
einsetzte. Der Militdrputsch Guéis besie-
gelte vorldufig das Ende des ancien régime.
Das Verfassungsreferendum im Juli 2000
(inklusive AusschluRgriinde gegen
Ouattara) schuf neue Spielregeln noch
unter der Diktatur. Der Aufstand der Stral3e
nach einem Wahlfdlschungsversuch been-
dete das autoritdre Zwischenspiel, die
Demokratiebewegung setzte sich durch,
allerdings eben nicht friedlich. Die delikate,
aber unumgéingliche Gratwanderung
zwischen Ausgrenzung und Einbindung
des Fiihrungspersonals aus autoritdrer Zeit
steht auf Messers Schneide.

5. Die Internationalisierung lokaler und natio-
naler Konflikte hatte bereits mit der Involvie-
rung der Nachbarldnder Burkina Faso, Cote
d’Ivoire und spdter Guinea in den Biirger-
krieg Liberias einen Schub bekommen. In
Sierra Leone engagierte sich besonders Libe-
ria, und weiter im Westen verschmelzen
die Konfliktherde in der Casamance (Sene-
gal) und im benachbarten Guinea-Bissau.
Vor allem Blaise Compaoré, Prasident von
Burkina Faso, gilt als Brandstifter. Es ist
sicher, daR er Anhdnger Guéis nach dessen
gescheitertem Wahlputsch im Oktober
2000 aufnahm. Aber regionalisiert werden
auch die Sicherheitsbemtiihungen. So ist be-
merkenswert, welche Institutionen sich die
ECOWAS fiir Friihwarnung, Mediation und
Peacekeeping geschaffen hat. Es wird immer
deutlicher, dafy weniger der Binnenhandel
als die gemeinsamen Sicherheitsinteressen
die Staaten der Region verbinden.

Szenarien, offene politische Fragen
Schwierig bleibt die Prognose. Kurzfristig
lieRe sich die militdrische Situation viel-
leicht noch mit Hilfe externer Vermittler
und Truppen stabilisieren. Bleiben ein-
schneidende Zisuren aus, streben die Ent-
wicklungen aber auseinander: Demokratie,

schleichender Staatszerfall, ethnischer und
grenziiberschreitender Biirgerkrieg oder
Staatsbankrott sind nur zum Teil miteinan-
der vereinbar. Folgende Fragen stellen sich
politisch Handelnden in Deutschland und
Europa:

1. Was wird aus dem militdrischen Engage-
ment Frankreichs und inwiefern betrifft es
die gemeinsame europdische Afrikapolitik?
Nach Lage der Dinge sind franzosische
Truppen am ehesten in der Lage, in West-
afrika Schlimmeres zu verhindern - der
Preis konnte die Aufgabe von Neutralitdt
und die Riickstufung regionaler Initiativen
sein. Erleben wir ein »Vorwirts in die Ver-
gangenheit« neokolonialer Einmischung
oder eine prinzipiengeleitete, multilateral
abgesicherte Politik zum Schutz von Demo-
kratie und Menschenrechten? Berlin sollte
in letzterem Sinne auf Paris einwirken.

2. Die alarmierten afrikanischen Prisiden-
ten tduschen sich nicht: Der mégliche Zer-
fall der Cote d’Ivoire gefdhrdet jiingste An-
strengungen, wieder Vertrauen in den Kon-
tinent aufzubauen und ganz unmittelbar
auch die Stabilitdt der Nachbarldnder. Die
Krise betrifft Westafrika massiv und die
junge »Afrikanische Union« ebenfalls. Wird
die Spaltung oder auch die autoritdre
Restauration per Gewalt zugelassen, stehen
die Reformer vor einem Haufen von Scher-
ben, die in absehbarer Zeit nicht zu kitten
sind. Die Vermittlung muf} also gelingen,
darf aber nicht die gewédhlten Institutionen
beschddigen.

3. Eine weitere Eskalation der Gewalt
wiirde auch zur weiteren ethnisch-religio-
sen Polarisierung fithren — weit iiber die
Grenzen des Landes hinaus. Ein Rickstrom
von Gastarbeitern in die Nachbarlidnder
wird diese destabilisieren. Ein hypotheti-
scher Sieg der Rebellen wird einen dauer-
haften Guerillakrieg im Stiden des Landes
zur Folge haben. Kann umgekehrt die
Regierung den Norden nicht mehr unter
Kontrolle bekommen, wird eine Auswei-
tung »gewaltoffener Raume« stattfinden.
Eine foderale oder stark dezentralisierte
Regierung verspricht am ehesten Flexibili-
tdt und Stabilitat.



	Einleitung
	Rückblick: Zwischen Weihnachtsputsch und »Belgrad«
	Längerfristige Dynamiken
	Szenarien, offene politische€Fragen

